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Ausländerrecht

Erwerbstätige im Rechtsloch
Die sozialversicherungsrechtliche Anbindung ausländischer Arbeitskräfte ist nicht  
immer eindeutig. Mit Bezug auf die EU existieren zwar Koordinationsregeln, bei Dritt-
staatsangehörigen jedoch besteht Unsicherheit. Von Markus Hugentobler* 

Die Schweiz als Ar-
beitsort ist attraktiv. 
Tag für Tag pendeln 
EU-Bürger zwischen 
Wohn- und Arbeits-
ort über die Grenze. 
Einige verlegen ih-
ren Wohnsitz hier-
hin. Bei EU-Bürgern 
ist die sozialversi-
cherungsrechtliche 

Anbindung klar geregelt. Es greifen die 
rechtlichen Grundlagen, welche auf dem 
Personenfreizügigkeitsabkommen (FZA) 
und Sozialversicherungsabkommen basie-
ren. Als Koordinationsprinzipien gelten 
primär die Gleichbehandlung, der Leis-
tungsexport und der Einbezug von Nicht-
erwerbstätigen (z.B. Studenten, Rentner). 
Sie betreffen die 1. und den obligatori-
schen Teil der 2. Säule, sowie Primär- und 
Sekundärversicherungen.

Notwendige Koordination
Multi-State-Worker sind im Sozialversiche-
rungssystem jenes Mitgliedstaats versichert, 
in welchem sie ihren Wohnsitz haben. Vor-
ausgesetzt: Sie sind dort regelmässig be-
schäftigt und üben einen wesentlichen Teil 
ihrer Tätigkeit aus, d.h. mind. 25% der Ar-
beitszeit oder bei Selbständigkeit mind. 
25% des Entgelts bzw. Umsatzes. Bei un-
selbständiger und selbständiger Erwerbstä-

tigkeit in mehreren Staaten erfolgt eine 
Unterstellung nur im Staat der Tätigkeit als 
Unselbständiger.

Knackpunkt Drittstaatsangehörige
Die sozialversicherungsrechtliche Unterstel-
lung erfolgt mit Bezug auf die EU also nur 
noch in einem Mitgliedstaat. Unsicherhei-
ten bestehen, wenn der Arbeitnehmende 
Drittstaatsangehöriger ist, selbst wenn So-
zialversicherungsabkommen bestehen. Ein 
Beispiel: Herr Carter, verheiratet, Familien-
vater, US-Bürger mit Wohnsitz in Mulhouse 
(Frankreich), arbeitet als Grenzgänger für 
die Chemie AG in Basel. Wo sind Herr 
Carter, seine Frau und Kinder versichert?

Prüfungsschema: Nationalität? Festlegung 
der anzuwendenden gesetzlichen Bestim-
mungen. Herr Carter ist Drittstaatsangehö-
riger. Der Fall ist weder nach FZA-Regeln 
zu beurteilen, noch nach dem Sozialversi-
cherungsabkommen CH-F. Wohnsitzstaat? 
Der Fall ist nicht nach dem Sozialversiche-
rungsabkommen CH-US zu beurteilen, weil 
Herr Carter den Wohnsitz nicht in der CH, 
sondern in F hat. Ort der Erwerbstätigkeit? 
Es besteht nur eine einzige Tätigkeit in der 
CH, doch hat die CH gegenüber F ausser-
halb des FZA keinen Vorrang in Bezug auf 
das Erwerbsortsprinzip. Art der Tätigkeit? 
Herr Carter arbeitet als unselbständig Er-
werbstätiger bei der Chemie AG in der CH.

Lücke in der Gesetzgebung
Der Fall Carter ist rechtlich nicht eindeutig 
geregelt. Die Sozialversicherungsbeiträge 
müssen in der Schweiz abgerechnet werden, 
könnten aber zusätzlich auch von Frankreich 
erhoben werden. Eine Ausschliesslichkeit ist 
in den heutigen gesetzlichen Bestimmungen 
nicht verbindlich enthalten. Diese Koordina-
tionslücke gälte es beispielsweise analog 
den EU-Regeln zu schliessen. Weil Dritt-
staatsangehörige ohnehin in den nicht privi-
legierten zweiten Rekrutierungskreis fallen, 
wird Herrn Carters Doppelunterstellungspro-
blem politisch wohl kaum dringlich angegan-
gen werden.» 

 Von Dr. iur. Markus Hugentobler,  
«Centre Patronal»

IN DIESER AUSGABE
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Versicherungsmarkt

Vertriebskanäle

Intermediäre schaffen im  
Versicherungsmarkt Customer Value
Zwei Drittel der Versicherungsverträge werden von Vermittlern abgeschlossen,  
obwohl viele Informationen primär beim Versicherer sind. Daher müssen Inter- 
mediäre früh in die Veränderungsprozesse der Versicherer miteinbezogen werden.

Die Bedürfnisse und das Verhalten der 
Kunden befinden sich in einem fortschrei-
tenden, nachhaltigen Wandel. So muss 
beispielsweise das Bedürfnis nach privater 
Mobilität nicht mehr mit einem eigenen 
Auto befriedigt werden. Mittels Carsha-
ring-Lösungen nach dem Prinzip «pay as 
you use» lässt sich dieses Bedürfnis für 
manch einen Konsumenten gar kosten-
günstiger befriedigen. Dies ist nur ein Bei-
spiel einer sich wandelnden Umwelt. Als 
ursächlich für diese Veränderungen in der 
Kundenpsychologie lassen sich die vor-
herrschenden Megatrends identifizieren. 

Die Studie «2050: Megatrends, Altagswel-
ten, Zukunftsmärkte» des I.VW identifizierte 
die neun Megatrends Wissensgesellschaft, 
Vernetzung, Zentralisierung, Knappheiten, 
demographischer Wandel, Selbstverwal-
tung, Identitätsjagd, Sicherheit und Cocoo-
ning. Diese Megatrends beeinflussen die 
Gestaltung der Lebenswelten eines jeden 
Individuums und somit auch die Kundenbe-
dürfnisse und das Kundenverhalten.

Diese sich verändernde Realität beeinflusst 
auch die Assekuranz. Bedingt durch die 
Megatrends Wissensgesellschaft und 
Selbstverwaltung sehen sich Versicherer 
wissbegierigen und somit äussert gut in-
formierten Kunden gegenüber. Um sich 
Sicherheit zu verschaffen (Megatrend Si-

cherheit) vernetzen sich Kunden vermehrt 
(Megatrend Vernetzung) mittels sozialer 
Medien und eruieren dadurch den besten 
Versicherungsanbieter. Ebenso führt der 
Kunde 2.0 mittels Aggregatoren umfas-
sende Vergleiche von Versicherungsleis-
tungen durch. Diese Zentralisierung von 
Wissen (Megatrend Zentralisierung) führt 
zu einer deutlich besseren Vergleichbarkeit 
von Versicherungslösungen. Im Zuge die-
ser Entwicklungen konnten in einer Studie 
des I.VW die drei Erfolgsfaktoren Vertrau-
en, Transparenz und Technologie eruiert 
werden, mit welchen Versicherer den vor-
herrschenden Umweltdynamiken begeg-
nen können. 

Drei Erfolgsfaktoren in einer  
sich wandelnden Umwelt
Gerade hinsichtlich der Dimension Ver-
trauen sehen sich Versicherer einer beson-
deren Situation gegenüber. So erachten 
die Kunden die Versicherungsbranche als 
Ganzes nach wie vor als wenig vertrauens-
voll. Diese Sicht ändert sich beim Blick auf 
den persönlichen Versicherungsberater 
mit dem die meisten Kunden eine vertrau-
enswürdige Beziehung führen. Dieser ver-
trauensvolle Berater kann auch eine unter-
nehmensexterne Person sein, da 
mittlerweile 60% aller Versicherungen 
über einen Intermediär abgeschlossen 
werden. 

Dies verdeutlicht die  Relevanz der Bezie-
hung zwischen Kunde und Vermittler. 
Kunden bewerten die Beziehung zu ihrem 
Vermittler umso höher, je mehr dieser in 
der Lage ist eine personalisierte Dienstleis-
tung zur Verfügung zu stellen. Da jedoch 
viele Informationen primär beim Versiche-
rer vorhanden sind, ist eine Zusammenar-
beit von Versicherer und Vermittler unab-
dingbar, um den grösstmöglichen 
Customer Value zu generieren. 

Nebst einem vertrauenswürdigen Partner 
wünschen sich Versicherungskunden mehr 
Transparenz. Produktinformationen und 
Verträge sollten daher in einer für den 
Kunden verständlichen Sprache verfasst 
werden, ohne dass ein externer Spezialist 
oder gar ein Anwalt herangezogen wer-
den muss. Dadurch können sich Versiche-
rer als faire Partner positionieren und 
schaffen zusätzlichen Kundennutzen. 
Transparenz umfasst aber auch ein einfach 
verständliches Pricing. Konsumenten füh-
ren eigens Preisvergleiche zwischen ver-
schiedenen Anbieter durch und erwarten 
daher eine mit der Konkurrenz vergleich-
bare Preissetzung. Für Versicherer resultie-
ren daraus zwei Ansatzpunkte. Erstens 
bedingt dies, die Pricing-Strategien an die 
Kundenbedürfnisse nach Vergleichbarkeit 
anzupassen. Zweitens kann durch Zusam-
menarbeit mit einem Aggregator klar de-
finiert werden, welche Leistungsbündel zu 
welchem Preis mit der Konkurrenz zum 
Vergleich freigegeben werden sollen. Die 
Kooperation zwischen Versicherer und 
Aggregator erhöht die Transparenz und 
damit auch den Customer Value.

Kunden wollen integrierte und  
einfache Kommunikationskanäle
Schliesslich lässt sich auch in der Versiche-
rungsbranche ein deutlicher Einfluss neuer 
Technologien feststellen. Der heutige Ver-
sicherungskunde ist vermehrt im Internet 
und in sozialen Medien unterwegs und 
wünscht sich diese Zugangswege um zum 
Unternehmen zu gelangen. Neue Kommu-
nikationskanäle sollen dabei nicht als blo-
sser Zusatz ausgestaltet werden. Vielmehr 
ist eine Integration der Kanäle zu errei-
chen, denn Versicherungskunden benüt-
zen im Durchschnitt drei verschiedene 
Suchkanäle bevor eine Lösung gekauft 
wird. Je einfacher der Zugangsweg ge-
wechselt werden kann, beispielsweise von 

Matthias Rüfenacht
Projektleiter 
I.VW der Uni St. Gallen

Peter Maas
Direktionsmitglied 
I.VW der Uni St. Gallen
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Versicherungsmarkt

Onlineinformationen zu persönlichem 
Kontakt, desto wahrscheinlicher ist ein 
Kauf beim gleichen Versicherungsunter-
nehmen. Dabei gilt es zu beachten, dass 
der effektive Kaufkanal nicht zwangsläufig 
deckungsgleich mit den verwendeten 
Suchkanälen sein muss. Kundenzugangs-
wege sind somit als integrierte Einheit 
auszugestalten, um den Kundenwert zu 
erhöhen. Folglich lässt sich festhalten, dass 
die Kundenbedürfnisse die Auswahl der 
Zugangswege bedingt.

Transformation der Märkte und  
Geschäftsmodelle – Wie weiter?
Die beschriebenen Einflussfaktoren bedin-
gen eine Umgestaltung der Märkte und 
damit einhergehend eine Anpassung der 
Geschäftsmodelle von Versicherern. Ge-
nauso wie in anderen Branchen sind Ver-
sicherungen angehalten, sich von einer 
rein statischen Produktlogik zu verabschie-
den und zum Konzept des Lösungsanbie-
ters überzugehen. Dies bedeutet, eine 
konsequente Ausrichtung der Unterneh-
mensführung auf die Kundenbedürfnisse. 
Dadurch sind Versicherungsunternehmen 
in der Lage flexibel auf die sich verändern-
den Bedürfnisse zu reagieren. 

Da die Beziehung zwischen Versicherer 
und Kunde vielfach nicht auf direktem 
Wege erfolgt, sind auch die Intermediäre 
in diesen Veränderungsprozess mit einzu-
beziehen (siehe Grafik). Vermittler sind 
nicht als blosse Absatzkanäle, sondern als 
Partner zu verstehen. Nebst Informations-
weitergabe umfasst dies auch eine Harmo-

Die Abbildung zeigt den Weg vom Versicherer über allfällige Intermediäre hin zum Kunden. 60% der Versi-

cherungen werden über einen Vermittler abgeschlossen.  Quelle: I.VW

nisierung der Schnittstellen der Geschäfts-
modelle. Je besser die Zusammenarbeit 
zwischen Versicherer und Intermediär, 
desto höher die Servicequalität und Perso-
nalisierung der Leistung. Kunden quittie-
ren massgeschneiderte Lösungen mit ho-
her Loyalität und einer langfristigen 
Partnerschaft.

Es gibt noch zwei weitere Kunden-Zu-
gangswege: Über andere Industrien und 
von Kunde zu Kunde unter Umgehung von 
Intermediären (Disintermedation). Wäh-
rend Disintermedation häufig ausserhalb 
des unternehmerischen Gestaltungsbe-
reichs liegt, können durch aktive Koope-
ration mit anderen Industrien (Handelsun-
ternehmen), zusätzliche Kunden erreicht 
werden. Auch diese Kooperation ist im 
Sinne eines partnerschaftlichen Ansatzes 
auszugestalten. 

Persönliche Kommunikation  
kann nicht ersetzt werden
Schlussfolgernd lässt sich festhalten, dass 
durch den Wandel der Kundenbedürfnisse 
und des Kundenverhaltens den Interakti-
onswegen eine veränderte Bedeutung zu-
kommt. Darin zeigt sich, dass digitale Zu-
gangswege zunehmend wichtiger werden, 
besonders in der Suchphase. Gleichzeitig 
bleibt die Bedeutung der persönlichen 
Kommunikation v.a. während der Kauf-
phase bestehen. In dieser Hinsicht sind 
Versicherungen nach wie vor ein «people 
business» – trotz oder gerade wegen der 
Vielzahl an Möglichkeiten, welche durch 
digitale Kanäle geschaffen wurden.   

Der Weg zum Kunden – Absatzkanäle der Versicherungsbranche

Pensionskasse

Unabhängigkeits-
wunsch in Luzern

Der Kanton Luzern muss gemäss Bundes-
vorgaben seine Pensionskasse entpolitisie-
ren und verselbständigen. Dazu hat die 
Luzerner Regierung einen Gesetzesent-
wurf vorgelegt. Demnach hat die Regie-
rung weniger zu sagen. Der Kantonsrat 
bestimmt die finanziellen Eckwerte.

Mit der Revision des Personalgesetzes er-
hält laut Luzerner Regierung der Kantons-
rat mehr Kompetenzen. Das Parlament 
könne künftig die Eckwerte, also die Min-
dest- und Höchstbeiträge für die Finanzie-
rung der Kasse sowie maximale Sanie-
rungsbeiträge, nicht nur genehmigen 
sondern selber festlegen. Der Regierungs-
rat hingegen soll nur noch die Arbeitge-
bervertreter für den Vorstand der Kasse 
bestimmen. Damit wird die Vorsorgeein-
richtung nicht mehr durch den Kanton 
geführt.

Arbeitnehmer und Arbeitgeber  
bestimmen Hand in Hand 
Die Gesamtverantwortung für die Luzer-
ner Pensionskasse soll bei dem aus Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern paritä-
tisch zusammengesetzten Vorstand 
liegen. Er kann die Leistungen der Kasse 
innerhalb der gesetzlichen Eckwerte sel-
ber den finanziellen Möglichkeiten an-
passen. Dazu muss der Vorstand gemäss 
Gesetzesentwurf ein Vorsorgeregelment 
erlassen. Die Beiträge, Versicherungsleis-
tungen und Organisation der Kasse blie-
ben durch die geplante Revision unver-
ändert. Der Kantonsrat soll die Vorlage 
noch in diesem Jahr behandeln. Die Än-
derungen sollen Anfang 2014 in Kraft 
treten.

Das revidierte Bundesgesetz über die be-
rufliche Alters-, Hinterlassenen- und Inva-
lidenvorsorge (BVG) verlangt von den Kan-
tonen, dass öffentlich-rechtliche 
Vorsorgeeinrichtungen verselbstständigt 
werden. Neu dürfen die Kantone nur noch 
entweder die Versicherungsleistung oder 
die Finanzierung der Kassen festlegen, 
und nicht beides. Bei der Luzerner Pensi-
onskasse versichert sind vor allem das Per-
sonal des Kantons und die von den Ge-
meinden angestellten Lehrpersonen. Ende 
2012 zählte die Anstalt 20 628 Versicherte 
und 5 566 Rentner. Das Vermögen der 
Kasse betrug 5,5 Mrd CHF. Der Deckungs-
grad lag bei 98,7%.  sk
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1. Säule

Ergänzungsleistungen

Eigenverantwortung 
muss gestärkt werden
Die Reform der Ergänzungsleistungen (EL) zur AHV und 
IV ist ein Gebot der Stunde. Im Bundesparlament haben 
letztes Jahr Exponenten aller Parteien entsprechende Vor-
stösse eingereicht. Nun müssen Vorschläge auf den Tisch.

Die heikle Balance zwischen der Eigenver-
antwortung des Individuums und der Ge-
samtverantwortung der Gesellschaft muss 
bei jeder Revision eines Sozialversiche-
rungszweiges aufmerksam beachtet wer-
den. So sozial wie nötig, so liberal wie 
möglich – mit diesem Credo kann man die 
Arbeit anpacken. Aber Achtung: Nicht die 
Weltanschauung, sondern die Bundesver-
fassung (BV) ist die bindende Grundlage 
für die Bundesgesetzgebung. 

Leitlinie der EL-Reform ist unsere BV. Das 
Versprechen von existenzsichernden Ren-
ten und deren tagtägliche Umsetzung in-
nerhalb des Drei-Säulen-Systems ist unwi-
dersprochen eine grosse Errungenschaft 
des 20. Jahrhunderts. Eine Errungenschaft, 
an der es nichts zu rütteln gibt. Das will 
niemand. Aber aus dieser Verpflichtung 
zur Existenzsicherung dann verbindliche 
Schritte abzuleiten, das wollen nicht alle. 

Soziale Sicherheit ja, aber ... 
Aber nun mal der Reihe nach: In Art. 6 BV 
ist die individuelle und gesellschaftliche 
Verantwortung definiert: «Jede Person 
nimmt Verantwortung für sich selber wahr 
und trägt nach ihren Kräften zur Bewälti-
gung der Aufgaben in Staat und Gesell-
schaft bei».  Der Umstand, dass Versicher-
te ihr Alterskapital der zweiten und dritten 
Säule verjubeln und dann steuerfinanzier-
te EL beanspruchen, ist Spott und Hohn 
für diese Bestimmung. Geht es den ande-
ren Normen in der BV gleich? Machen wir 
den nächsten Schritt, gehen wir zu den 
Sozialzielen in Art. 41 BV. Auch dort ist die 
Subsidiarität – wie übrigens auch in Art. 
12 BV beim «Recht auf Hilfe in Notlagen» 
verankert: «Bund und Kantone setzen sich 
in Ergänzung zu persönlicher Verantwor-
tung und privater Initiative dafür ein, dass 
jede Person an der sozialen Sicherheit teil-

hat». Und wie bei jedem Sozialversiche-
rungssystem hat diese Abgrenzung, dieses 
Austarieren zwischen persönlicher Verant-
wortung und Anspruch auf staatliche Leis-
tung durch den Bundesgesetzgeber zu 
erfolgen. Das Ausmarchen hat System. 

Was «ausreichend» bedeutet
Wenn wir nach hinten blättern, kommen wir 
zu Art. 111 Abs. 2 BV: «Der Bund sorgt dafür, 
dass die eidgenössische Alters-, Hinterlasse-
nen- und Invalidenversicherung sowie die 
berufliche Vorsorge ihren Zweck dauernd 
erfüllen können». Und der Zweck ist eben im 
Absatz 1 skizziert: Die «ausreichende» Vor-
sorge. Wenn «ausreichend» aber heisst, dass 
wir dauernd mehr und mehr EL-Bezüger ha-
ben und mehr und mehr Steuerfranken auf-
wenden müssen, dann stimmt etwas nicht. 
Es kann nicht sein, dass der einzelne Versi-
cherte nur allein auf seine «Freiheit» pocht. 
Es gibt auch berechtigte Anliegen anderer 
wichtiger Partner zu berücksichtigen. Dieje-
nigen nämlich, die das Ganze massiv alimen-
tieren: Steuerzahlende und Arbeitgeber. 

Zuerst zu den Steuerzahlenden. Alle Staats-
ebenen sind verpflichtet, die Beiträge an alle 
drei Säulen steuerlich zu privilegieren. Und 
was kriegen die Steuerzahler? Sie kriegen 
nachhaltig ausreichende Vorsorgewerke. In 
den Risikofällen Alter, Tod der versorgenden 
Person und Invalidität, werden die Steuer-
zahler entlastet, weil eben Vorsorge geschaf-
fen wurde. Soweit die Theorie. Wenn wir 
nun aber Löcher im System haben, die den 
Vorsorgezweck faktisch aushebeln können, 
dann wird dieser Zweck nicht erreicht und 
das Privileg verkommt zu einer Missbrauchs-
konstellation. Die Zeche zahlen schlussend-
lich die Steuerzahler. Das darf nicht sein. 

Gesamtverantwortung und Eigenverant-
wortung – dieser Slogan ist auch für den 

Arbeitgeber keine blosse Farce. Die Arbeit-
geber bezahlen Sozialabgaben und füttern 
damit die Sozialwerke. Warum machen sie 
dies? Weil sie damit soziale Sicherheit für 
die Mitarbeitenden erreichen. Für ihre ak-
tiven und ihre ehemaligen Mitarbeiten-
den. Die Verschleuderung von Vorsorge-
kapital ist ein Schlag ins Gesicht des 
verantwortungsbewussten Arbeitgebers. 
Jahrelang Altersvorsorge mitfinanzieren 
und dann ohne Not auch noch EL zahlen 
müssen. Aus Steuergeldern der Firmen. 
Diese Gelder möchten sie ja eigentlich für 
die staatlichen Ausbildungsstätten ihrer 
Mitarbeiter brauchen, für eine gute Infra-
struktur, für ein attraktiven Werkplatz 
Schweiz. 

Es muss jedoch festgehalten werden: Die 
meisten der 278 000 EL-Bezüger haben 
andere Gründe, weshalb sie EL benötigen. 
Das ist völlig klar. Für mich ist aber ebenso 
völlig klar: Jeder unnötige EL-Fall ist eine 
unnötige Belastung der Steuerzahlenden. 
Wir brauchen die Milliarden für diejenigen, 
die wirklich keinen genügenden Vorsorge-
schutz erwerben konnten. Es gibt genug 
davon. 

Reformen sind möglich. Bei allen Fällen, in 
denen Vorsorgefähigkeit besteht und so-
gar erhebliches Vorsorgekapital geäufnet 
wurde, ist dies einzufordern. Es darf keine 
Flucht durch Falltüren geben. Kapitalbezü-
ge von Personen, die weniger als eine hal-
be Mio. CHF Alterskapital haben, gehören 
gestoppt. Wer dies nicht will, darf weiter 
zu sehen, wie die EL-Ausgaben steigen. 
Von 2006 bis 2010 verzeichnete die EL ein 
Wachstum von 33% (1 Mrd CHF). 2010 
betrugen die Ausgaben 4 Mia CHF. Weiter 
so? Nein danke! Ich meine: Eigenverant-
wortung einfordern und Gesamtverant-
wortung wahrnehmen. 

Andreas Dummermuth,  

Geschäftsleiter Ausgleichskasse/IV-Stelle Schwyz
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Niedrigzinsen 

IWF rätselt in unbekannten Gewässern 
Die extreme Niedrigzinspolitik vieler gros-
ser Notenbanken sorgt beim Internationa-
len Währungsfonds (IWF) zunehmend für 
Stirnrunzeln. «Sie bewegen sich sehr in 
unbekannten Gewässern» mit ihrer anhal-
tend lockeren Geldpolitik, sagte die IWF-
Direktorin Christine Lagarde in Washing-
ton. Wegen des weiteren schwachen 
Wachstums in vielen Weltregionen könnten 
die Zinssenkungen aber derzeit nicht zu-
rückgenommen werden. Die Europäische 
Zentralbank (EZB) hat ihrer Meinung nach 
hinsichtlich einer weiteren Lockerung sogar 
noch «Raum zum Manövrieren». In der Eu-
rozone bestehe nämlich das Problem, das 
die niedrigen Zinsen nicht überall in den 
schwächeren Mitgliedsstaaten ankommen. 
Haushalte und kleinere Unternehmen dort 
hätten nicht genügend Zugang zu günsti-
gen Krediten. Das bremse die Erholung.

Vermögensblasen und  
Inflation in Schwellenländern
Allerdings könne eine Zentralbank ein Un-
gleichgewicht wie dieses nicht alleine lö-
sen. Wichtig sei in Europa vor allem, dass 
die Weitergabe der niedrigen Zinsen von 
der EZB an die Banken und im Bankensek-

tor besser funktioniere. Dafür müsse das 
Finanzsystem weiter strukturell reformiert 
werden. Besonders für die Schwellenländer 
gelte, dass Vermögensblasen und eine star-
ke Inflation vermieden werden müssten. 
Wenn alle Schwierigkeiten behoben seien, 
die Staatshaushalte auf soliden Füssen 
stünden und die Reformen funktionierten, 
dann könnten auch die Zentralbanken ihre 
Politik verändern. Das müsse aber mit 
«rechtzeitiger Warnung und der richtigen 
Kommunikation» erfolgen, sagte Lagarde.

Einheitliches Wachstum
Nach den Worten Lagardes gehört zu den 
Zielen, die Wachstumsgeschwindigkeit der 
Weltwirtschaft mehr zu vereinheitlichen. 
Die Kombination aus Haushaltskürzungen, 
Exportrückgängen und geringer Zuversicht 
liesse Europa sichtlich hinter den Schwel-
lenländern, die wie gehabt vorpreschen, 
und auch hinter die USA oder die Schweiz 
zurückfallen. «Wir wollen von einer Erho-
lung der drei Geschwindigkeiten zu einer 
mit vollem Tempo kommen», sagte die 
Französin. Dafür sei es auch nötig, den eu-
ropäischen Krisenländern wie Spanien 
mehr Zeit beim Sparen zu geben.  sk

Finma 

«Werbe»-Anhörung
Die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 
Finma unterzieht ihr Rundschreiben «Öf-
fentliche Werbung kollektive Kapitalanla-
gen» einer Totalrevision und startet hierzu 
eine Anhörung. Die Anhörung endet am 3. 
Juni 2013. Mit der am 1. März 2013 in Kraft 
getretenen Teilrevision des Kollektivanla-
gengesetzes (KAG) und der Kollektivanla-
genverordnung (KKV) wird der Begriff der 
«öffentlichen Werbung» durch den weiter 
zu fassenden Terminus «Vertrieb» ersetzt. 

Zweck des Rundschreibens ist, den 
«Vertriebs»-Begriff zu konkretisieren. Die 
Differenzierung zwischen «öffentlicher» 
und «nicht öffentlicher» Werbung besteht 
nach dieser Revision nicht mehr. Als Ver-
trieb von kollektiven Kapitalanlagen im 
Sinne von Art. 3 KAG gilt jedes Anbieten 
von und Werben für kollektiven Kapitalan-
lagen. Vom Vertriebsbegriff insbesondere 
ausgenommen sind das Anbieten von und 
Werben für kollektive Kapitalanlagen, die 
sich ausschliesslich an qualifizierte Anleger 
richten. Weitere Ausnahmen betreffen 
namentlich Execution-Only-Transaktionen 
sowie Beratungs- und Vermögensverwal-
tungsverhältnisse.  sk

Anlageberatung für Pensionskassen

Solide Grundlagen für Ihre Anlageentscheide geben 

Ihnen als Stiftungsrat mehr Sicherheit. Unsere erfah-

renen Anlagespezialisten beraten Sie unabhängig 

und reden Klartext.

LCP Asalis AG  ·  Ein Unternehmen der Gruppe Lane Clark & Peacock
Stockerstrasse 34  ·  Postfach  ·  CH-8022 Zürich  
Telefon +41 (0)43 344 42 10  ·  www.asalis.ch

• ALM-Studien

• Anlagestrategie

• Anlageorganisation

• Investment Controlling
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Vorsorge-Modelle

Es fühlt sich nicht so an: Doch die Rentner 
leben heute in einer Phase, die sich als gol-
denes Zeitalter erweisen könnte. Laut Ren-
tenausblick der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) leben heute deutlich weniger ältere 
Menschen in Armut als in der Vergangen-
heit und sie haben eine höhere Lebenser-
wartung. Die heute 65-jährigen leben 3,5 
Jahre länger als die Generation ihrer Eltern.

Die Arbeitskräfte von heute werden länger 
arbeiten müssen und müssen sich mit gerin-
geren staatlichen Renten zufrieden geben. 
Ihre privaten Altersversorgungssysteme wer-
den mit grosser Wahrscheinlichkeit Systeme 
mit Beitragsprimat sein, was bedeutet, jeder 
Einzelne ist den Investitionsrisiken unmittel-
barer selbst ausgesetzt und trägt die Ren-
tenkosten des längeren Lebens. 

Der Wandel im Rentenbereich hat längst 
eingesetzt. 13 Länder haben das Rentenal-
ter langfristig auf mindestens 67 Jahre 
heraufgesetzt. In 14 Ländern wurden die 
Menschen dazu angespornt, länger zu ar-
beiten, durch beispielsweise strengere 

Bedingungen für die Frühpensionierung 
bzw. grössere Vorteile bei Fortsetzung der 
Erwerbstätigkeit nach dem normalen Ren-
teneintrittsalter. Eine effektive und trans-
parente Möglichkeit hierfür besteht darin, 
das Renteneintrittsalter institutionell an 
die Lebenserwartung zu koppeln, wie dies 
in Dänemark und Italien der Fall ist.

Bittere Pille: 25%weniger Rente
Die Rentenreformen haben in vielen Län-
dern auch zur Kürzung staatlicher Renten-
zusagen geführt, in der Regel um ein Fünf-
tel bis ein Viertel. Solche Kürzungen waren 
erforderlich, um die finanzielle Tragfähig-
keit der Rentensysteme für die jetzigen 
sowie auch künftigen Rentner zu gewähr-
leisten. Um sicherzustellen, dass die Leis-
tungen ausreichen, soll die private Alters-
vorsorge obligatorisch werden. Gemäss 
OECD die ideale Lösung.

«So hart das für den Einzelnen anmuten 
mag, die Zahlen sprechen eine eindeutige 
Sprache», sagte OECD-Rentenexpertin 
Monika Queisser bei der Präsentation des 
OECD-Rentenausblicks in Berlin. «An ei-

nem längeren Arbeitsleben führt kein Weg 
vorbei. Die Kunst wird sein, Rahmenbedin-
gungen dafür zu schaffen, dass mehr äl-
tere Menschen eine passende Arbeit fin-
den und behalten können». Noch sind 
viele Europäer in einer komfortablen Situ-
ation: Nur die Hälfte der EU-Bürger arbei-
tet mit 60 oder mehr Jahren. Die Bundes-
bank rechnet den Deutschen vor, dass das 
Rentenalter gar auf 69 Jahre angehoben 
werden müsste, um allein den Status Quo 
aufrechtzuerhalten.

Weltweit beste Zukunftsmodelle
Welches Land hat das beste Rentensystem? 
Im Reformstress der Altersvorsorge-Syste-
me eine oft gestellte Frage. Ranglisten gibt 
es zahlreiche: Beispielsweise den «Mel-
bourne Mercer Global Pension Index» oder 
den «Pension Sustainability Index». Austra-
lien, Schweden und Dänemark stehen in 
beiden Ranglisten an der Spitze, obwohl 
die Indizes Unterschiedliches messen. Die 
Studie des Beratungsunternehmens Mercer 
und des Australian Centre for Financial Ser-
vices bewertet die Altersvorsorgesysteme 
aufgrund der drei Kriterien Leistungen, Fi-
nanzierung und Rahmenbedingungen. Der 
Renten-Nachhaltigkeitsindex von Allianz 
Global Investors wiederum misst den Re-
formdruck, der auf der 1. Säule lastet, re-
lativ zur Landesdemographie, dem Staats-
haushalt und den Rentenleistungen. Die 
Vorzeige-Modelle haben bereits früh Re-
formen eingeleitet und ernten nun die 
Früchte ihrer Bemühungen. Wie die Alter-
vorsorge in Dänemark und Schweden kon-
zipiert ist, lesen Sie in den nächsten Ausga-
ben von «AWP Soziale Sicherheit».  

Susanne Kapfinger

Reformpläne

Endphase des Goldenen 
Zeitalters für Rentner
Die OECD warnt vor Altersarmut und will die Geschich-
te der Altersvorsorge neu schreiben. Vorzeige-Modelle 
gibt es in Australien, Schweden und Dänemark.

«An einem längeren 
Arbeitsleben führt kein 

Weg vorbei» 

Je nach Bewertungskriterien ergeben sich unterschiedliche Reihenfolgen der besten Altersvorsorge-Systeme. 

Die Schweiz ist gemäss Melbourne Mercer Index auf Platz 5. Im Nachhaltigkeitsindex erscheint sie immerhin 

noch unter den zehn bestplaziertenLänder. 			   Quelle: Mercer, Allianz Global Investors

Globales Rating der Altersvorsorge-Modelle (Rangliste der Top Länder)

Monika Queisser, OECD-Rentenexpertin

Rang Land

1  Dänemark

2     Niederlande

3   Australien

4  Schweden

5 Schweiz

Rang Land

1      Australien

2     Schweden

3     Dänemark

4      Hongkong

10 Schweiz

Melbourne Mercer Global Pension Index Pension Sustainability Index
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Vorsorge-Modelle

Australiens Altersvorsorgesystem gilt als 
besonders nachhaltig. Die Regierung in 
Down Under hat die Empfehlungen der 
OECD zur Reform der Altersvorsorge weit-
gehend realisiert. Das Rentenalter wurde 
heraufgesetzt, die staatlich garantierten 
Leistungen wurden gekürzt, Anreize zur 
Frühpensionierung wurden rückgängig 
gemacht und Altersarbeit wird gefördert. 
Solange der Arbeitsmarkt robust ist, geht 
das Modell der private Altersvorsorge auf. 
Einkommensschwache und sozial Benach-
teiligte bekommen in diesem Rentensys-
tem nicht viel mehr zu beissen, als dass sie 
selbst verdient haben.

Das Rentensystem setzt sich aus drei Kom-
ponenten zusammen: einer bedürftigkeits-
abhängigen Altersrente (Age Pension), 
welche über das allgemeine Steueraufkom-
men finanziert wird, der «Superannuation 
guarantee», die aus Pflichtbeiträgen der 
Arbeitgeber zur privaten Altersvorsorge 
besteht, und freiwilligen Rentenbeiträgen.

Männer und Frauen (ab 2014) erhalten ab 
dem vollendeten 65. Lebensjahr eine Alters-
rente. Das Mindestalter für die Auszahlung 
der Leistungen aus der «Superannuation 
guarantee» soll bis ins Jahr 2025 schrittwei-
se von 55 auf 60 Jahre erhöht werden.

Mindestbeitragssatz bei 12%
Die «Superannuation guarantee» wurde 
1992 eingeführt und entspricht in etwa der 
beruflichen Vorsorge. Allerdings ist sie we-
niger reglementiert als in der Schweiz. Sie 
besteht aus Pflichtbeiträgen der Arbeitgeber 
zu privaten Altersvorsorgeplänen. Der 
Pflichtbeitragssatz wird von 9% auf 12% 
des Arbeitnehmerverdienstes angehoben. 
Der Pflichtbeitrag muss nur bis zu einer be-
stimmten Lohnhöhe entrichtet werden. Die-
se «Beitragsbemessungsgrenze» entspricht 
in etwa dem 2,5-fachen der Durchschnitts-
arbeitsentgelte und ist an eine Messgrösse 
der durchschnittlichen Lohnentwicklung 
gekoppelt. Die Altersvorsorgepläne können 
vom Arbeitgeber, von Industrieverbänden, 

Finanzinstituten oder von den betreffenden 
Personen selbst verwaltet werden.

Kapitalbezug nimmt Überhand
Im Auszahlungsstadium der Superannua-
tion guarantee werden die Berechnungen 
komplizierter. Es gibt zwar einige betrieb-
liche Altersvorsorgepläne mit Leistungspri-
mat, die meisten Arbeitnehmer sind jedoch 
über Systeme mit Beitragsprimat versi-
chert. Die Versicherten können sich das 
angesammelte Kapital entweder als ein-
maligen Betrag oder als Rente auszahlen 
lassen. Derzeit entscheiden sich die meis-
ten Versicherten für eine Einmalzahlung. 

Die Sozialrente (Age Pension) soll diejeni-
gen absichern, die im Lauf ihres Erwerbs-
lebens nicht genügend Ersparnisse bilden 
konnten. Um die Leistungen gezielt den 
Bedürftigen zukommen zu lassen, werden 
Einkommens- und Vermögensprüfungen 
(Bedürftigkeitsprüfungen) eingesetzt. Der 
Wert der Sozialrente wird alle zwei Jahre 
angepasst, und die Auszahlung erfolgt im 
Zweiwochenrhythmus. Der Rentenwert ist 
an den Verbraucherpreisindex gekoppelt. 
Gegebenenfalls wird er weiter angeho-
ben, um sicherzustellen, dass die Sozial-
rente nicht unter 25% des durchschnittli-
chen  wöchentlichen Gesamtarbeitsentgelts 
sinkt, das eine männliche Arbeitskraft vor 

Steuern bezieht. Die Sozialrente wird 
schrittweise entzogen, sobald das Jahres-
einkommen aus anderen Quellen einen 
bestimmten Freibetrag übersteigt. Nahezu 
40% der Rentner erfahren auf Grund der 
Einkommensprüfung eine Leistungskür-
zung und beziehen daher nur einen ver-
ringerten Rentensatz. 

Frühpensionierung und Altersarbeit
Die Beanspruchung von Altersrenten (ein-
schliesslich Leistungen aus der Superannu-
ation guarantee) ist mit dem Übergang in 
den Ruhestand bald nur noch ab 60 Jahren 
möglich. Andererseits ist es möglich, die 
Beantragung der Superannuation guaran-
tee über das Alter von 65 Jahren hinaus zu 
verschieben. Altersarbeit wird klar geför-
dert: Die Arbeitgeber sind im Rahmen der 
Superannuation-guarantee-Bestimmungen 
verpflichtet, für ihre anspruchsberechtigten 
Mitarbeiter bis zum Alter von 70 Jahren 
Altersvorsorgebeiträge zu entrichten. Im 
Rahmen des Rentenbonusprogramms (pen-
sion bonus scheme) erhalten Anspruchsbe-
rechtigte, die ihren Rentenanspruch erst 
später geltend machen und weiter berufs-
tätig bleiben, einen einmaligen steuerfreien 
Pauschalbetrag. In Down Under schreibt 
sich Arbeit mit Grossbuchstaben verdrängt 
die Altersruhe ein Stück weiter auf der Zeit-
achse.  Susanne Kapfinger

Wesentliche Indikatoren  Australien OECD 

Durchschnittverdienst in AUD 60 400 48 600

in CHF 57 800 46 500

Öffentl. Rentenausgaben in % 3,3 7,0

Lebenserwartung bei der Geburt 81,5 78,9

mit 65 Jahren 84,8 83,1

Bevölkerung über 65 J. in % der Erwerbsbevölkerung 21,1 23,6

Wesentliche Indikatoren des Rentensystems (2008)

Nachhaltige Rentensysteme

Australische Radikalität 
Der fünfte Kontinent stellte Mitte der 80er-Jahre von einem staatlichen Rentensys-
tem auf ein Mischsystem um. Die niedrige Grundrente muss über private Sparpläne 
ergänzt werden. Altersarbeit wird gefördert. 
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rechtsprechung

Aktuelle Bundesgerichtsentscheide 

Bild: Keystone

Bei der Berechnung einer Überentschä-
digung durch die Ausrichtung von Sozi-
alversicherungsleistungen dürfen fall-
bezogene Auslagen für einen Anwalt 
geltend gemacht werden. 

Nachdem ein damals 49-Jähriger 2001 
einen Arbeitsunfall erlitten hatte, richtete 
ihm seine Unfallversicherung bis 2009 Tag-
gelder aus. Später wurde ihm rückwirkend 
eine Invalidenrente zugesprochen. In der 
Folge erhob die Unfallversicherung eine 
Rückforderung wegen Überentschädi-
gung. Eine solche liegt vor, wenn die So-
zialversicherungsleistungen den mutmass-
lich entgangenen Verdienst sowie die 
durch den Versicherungsfall verursachten 
Mehrkosten übersteigen. 

Das Bundesgericht hat nun entschieden, 
dass bei diesen Mehrkosten auch die 
durch den Unfall verursachten Anwalts-
kosten der betroffenen Person zu berück-
sichtigen sind. Laut Gericht ergibt sich 
weder aus dem Wortlaut der fraglichen 
Bestimmung zu den Mehrkosten von Ar-
tikel 69 ATSG, noch aus den Gesetzesma-
terialen oder der Systematik, dass die frag-
liche Norm eng auszugelegen wäre. 

Vielmehr sei anzunehmen, dass alle durch 
den Versicherungsfall entstandenen Mehr-
kosten angerechnet werden müssten. Al-
lerdings seien nur diejenigen Anwaltskos-
ten zu berücksichtigen, welche zur 

Erlangung der für die Berechnung der 
Überentschädigung massgebenden Sozi-
alversicherungsleistungen notwendig ge-
wesen seien. Anrechenbar seien zudem 
nur die notwendigen Aufwendungen, 
unter Abzug allfällig erhaltener Parteient-
schädigungen sowie der Leistungen von  
Rechtsschutzversicherungen. 
(Urteil 8C_730/2012 vom 28. März 2013)

Anwaltskosten reduzie-
ren Überentschädigung

Die einzelnen Gemeinwesen sind nicht 
berechtigt, ihre Zuteilung zu einer be-
stimmten Prämienregion anzufechten. 

Die IV-Stelle Zug hat zu lange gewar-
tet, Kinderrenten zurückzufordern.

Der Sicherheitsfonds BVG kann allfällige 
Schadenersatzansprüche gegen den 
Bund vor kantonalen Gerichten geltend 
machen..

Wechsel Prämienregion

Abklärungen unnötig

Klage gegen den Bund 

Die Schaffhauser Gemeinde Hemmental 
war bis 2010 der Prämienregion 2 zuge-
teilt. Nach ihrer Fusion mit der Stadt 
Schaffhausen wurde sie vom Bundesamt 
für Gesundheit in die teuerste Prämienre-
gion 1 eingeordnet. Dagegen beschwerte 
sich die Stadt, da sie entsprechend höhere 
Auslagen bei ihren Sozialhilfekosten und 
bei der Prämienverbilligung befürchtet. 

Das Bundesgericht hat nun die Auffassung 
des Bundesverwaltungsgerichts bestätigt, 
wonach die Zuteilung zu einer Prämienre-
gion durch die davon betroffenen Ge-
meinwesen nicht angefochten werden 
kann. Adressat der vom BAG festgelegten 
Prämienregionen seien in erster Linie die 
Krankenversicherer. Ein Einbezug der ein-
zelnen Kantone oder Regionen  bei deren 
Einteilung sei nicht vorgesehen. 
(Urteil 9C_765/2012 vom 19. März 2013)

Die IV-Stelle Zug hatte 2011 IV-Kinderrenten 
zurückgefordert, nachdem sie von der SUVA 
erfahren hatte, dass der Versicherte mittler-
weile wieder voll arbeitstätig ist. Das Ver-
waltungsgericht kam später zum Schluss, 
dass die Forderung verwirkt sei, da die IV-
Stelle mit der Geltendmachung mehr als ein 
Jahr zugewartet habe, nachdem sie von 
ihrem Anspruch Kenntnis erhalten habe. 

Vor Bundesgericht hatte die IV-Stelle erfolg-
los argumentiert, dass die Ausgleichskasse 
noch Abklärungen habe tätigen müssen, 
bevor Klarheit über den Rückforderungsan-
spruch bestanden habe. Laut Bundesgericht 
muss es für die Auslösung der Verwirkungs-
frist im Normalfall genügen, dass sich die 
Unrechtmässigkeit der Leistungserbringung 
aus den Akten der IV-Stelle ergibt. Von not-
wendigen zusätzlichen Abklärungen könne 
im Rückerstattungsfall in aller Regel nicht 
die Rede sein.
(Urteil 9C_454/2012 vom 18. März 2013)  

Peter Josi

Der Sicherheitsfonds BVG hatte 1996 im 
Umfang von 72 Millionen Franken die Vor-
sorgeleistungen der Destinatäre zweier 
Sammelstiftungen sichergestellt. Der Fonds 
gelangte mit entsprechenden Schadener-
satzbegehren an die Eidgenossenschaft, 
weil das Bundesamt für Sozialversicherun-
gen gegenüber den beiden Vorsorgeein-
richtungen seiner Aufsichtspflicht nicht 
nachgekommen sei. In der Folge entstand 
ein Streit darüber, ob die Forderung auf 
dem Weg einer Staatshaftungsklage oder 
aber im Verfahren nach BVG betreffend 
Streitigkeiten und Verantwortlichkeitsan-
sprüchen durchzusetzen ist. 

Laut Bundesgericht geht die berufsvorsorge-
rechtliche Haftungsbestimmung dem Ver-
antwortlichkeitsgesetz vor. Das hat zur Fol-
ge, dass das jeweils zuständige kantonale 
BVG-Gericht über eingeklagte Forderungen 
des Sicherheitsfonds zu entscheiden hat. 
(Urteil 9C_1036/2012 vom 27. März 2013)
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AHV

Zentrale Ausgleichskasse

Wenn Emigranten der  
Schweiz den Rücken kehren
Mehr Arbeitnehmer sorgen für mehr Einnahmen im Ausgleichsfonds. Was passiert, 
wenn die ausländischen Erwerbstätigen das Land verlassen? Sozialversicherungsab-
kommen öffnen auch bei den Sozialleistungen die Grenzen.

Die Personenfreizügigkeit löste eine Ein-
wanderungswelle in die Schweiz aus. Unser 
Land brauchte diese Emigranten dringend. 
Denn der wirtschaftliche Strukturwandel 
führte auf dem Arbeitsmarkt zu einer stei-
genden Nachfrage nach hochqualifizierten 
Arbeitskräften. Ausländische Arbeitskräfte 
vermochten dieses Nachfrageloch zu schlie-
ssen. Die Schweizerische Arbeitskräfteer-
hebung (SAKE) des Bundesamtes für Sta-
tistik belegt die Bewegung: Die Zahl der 
ausländischen Erwerbstätigen hat bei der 
letzten Erhebung um 5,8% auf 1,3 Mio 
zugenommen, während die Zahl der 
Schweizerischen um 1,4% auf 3,4 Mio zu-
legte. In den Wirtschaftszentren Zürich und 
Genf war der Sog besonders stark zu spü-
ren.

Der Ausländeranteil im Kanton Zürich stieg 
zwischen 2003 und 2011 bei den Erwerbs-
tätigen im Alter von 25 bis 64 Jahren von 
23 auf 28%. Die Zahl der Erwerbstätigen 
hat sowohl bei den Schweizern (+ 6% auf 
486‘000), aber deutlich stärker bei den 
Ausländern (+ 35% auf 186‘000) zuge-
nommen. Welche Auswirkung hat dies auf 
die 1. Säule? Mehr Erwerbstätige führen 
der AHV-Kasse auch mehr Einnahmen zu. 
Was passiert, wenn die ausländischen Ar-
beitskräfte wieder ausreisen? Profitiert die 
AHV-Kasse davon? 

Grenzüberschreitende Renten-Leis-
tungen bringen keine Erleichterung
Die Leistungen der Sozialversicherungen 
werden bei ausländischen Staatsangehö-
rigen laut Bundesamt für Migration unter-
schiedlich gehandhabt. Es wird unterschie-
den, ob Ihr Heimatstaat mit der Schweiz 
ein Sozialversicherungsabkommen abge-
schlossen hat. Ein Sozialversicherungsab-
kommen besteht mit den EU- und EFTA-
Staaten, mit Autralien, Chile, Israel, 
Ex-Jugoslawien, Kanada, Kroatien, Maze-
donien Philippinen, San Marino, Türkei 

und den USA. Sozialversicherungsabkom-
men bewirken, dass Renten der AHV/IV 
auch ins Ausland ausbezahlt werden. Er-
werbstätige aus Staaten, mit denen Sozi-
alversicherungsverträge abgeschlosse 
wurden, bringen der AHV-Kasse keinen 
Gewinn. Sie erhalten genau diegleiche 
Rente als ob sie in der Schweiz blieben. 

Rückvergütungen sind  
gewinnbringend
In manchen Fällen kann allerdings bei der 
Ausreise eine Rückvergütung der einbe-
zahlten AHV-Beiträge verlangt werden. 

Dies ist möglich, wenn kein Sozialversiche-
rungsabkommen besteht. Die AHV-Beiträ-
ge betragen 8,4% des Bruttolohnes. Eine 
Rückvergütung ist aber nur möglich, wenn 
während mindestens eines vollen Jahres 
AHV/IV-Beiträge einbezahlt wurden. Da-
bei werden nur die für die tatsächlichen 

AHV-Beiträge ohne Zinsen ausbezahlt. 
Übersteigen die rückvergütbaren AHV-
Beiträge die so genannte Rentenanwart-
schaft (dies entspricht der kapitalisierten 
voraussichtlichen Rente) wird der Rückver-
gütungsbetrag gekürzt. 

Besteht also kein Sozialversicherungsab-
kommen, dann profitiert die AHV vom 
Ausreisenden. Die Beiträge werden zins-
frei zurückbezahlt, oder sie werden gar 
nicht rückvergütet. Das ist eine staatliche 
Form der Piraterie. Das Bundesamt für So-
zialversicherungen ist aber stark darum 

bemüht unter weisser Flagge zu segeln. 
Der Bundesrat führt aktuell Verhandlun-
gen über Sozialversicherungsverträgen mit 
Argentinien, China, Uruguay, Bosnien/Her-
zegowina, Serbien und Montenegro.  

Susanne Kapfinger

Ausländische Erwerbstätige nach Aufentaltsbewilligung (4. Quartal 2011)

Der Anstieg bei den ausländischen Arbeitskräften war in allen wichtigen Aufenthaltskategorien zu beobach-
ten (Niederlassungsbewilligte: +0,9%; Aufenthaltsbewilligte oder L-Ausweis seit mindestens 12 Mte. in der 
Schweiz: +11,6%; Grenzgänger: +9,1%; Kurzaufenthaltsbewilligte seit weniger als 12 Monaten in der 
Schweiz: +6,5%). 							             Quelle: BFS
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Private vorsorge

Freie Vorsorge 3b

Flexible Altersvorsorge speziell 
für Kader und Unternehmer
Die private Vorsorge 3b bietet für jedes Bedürfnis eine Lösung. Der Haken: Einzelverträge 
sind oft teuer. Die Lösung: Kollektivverträge. Wie Kollektivlösungen im Bereich Lebensver-
sicherung aussehen können, zeigt H.R. Gerosa* vom Schweizerischen Kaderverband.  

Die berufliche Vorsorge nach BVG zeigt 
Schwächen in der individuellen Ausgestal-
tung. Die betriebliche Vereinheitlichung 
lässt oft Bedürfnisse ungenügend gedeckt 
im Bereich der Kaderpersonen und Selb-
ständigerwerbenden. Die Verbandslösung 
bietet die Möglichkeit für Selbständige 

überhaupt eine berufliche Vorsorge aufzu-
bauen. Dabei werden durch die Einheitlich-
keit der betrieblichen Modelle für individu-
elle Bedürfnisse Grenzen gesetzt.  

Prämienvorteile dank Verband
Auch Kaderlösungen sind gesamtheitlich 
auf durchschnittliche Bedürfnisse ausge-
richtet. Zur Abdeckung individueller Bedürf-
nisse empfiehlt sich die Ergänzung mit Ele-
menten der freien Vorsorge 3b. Diese gibt 
die Möglichkeit, in einem bedarfsgerechten 
Umfang und zeitlichen Rahmen auf reiner 
Risikobasis die BVG-Lösung ergänzende Be-
dürfnisse zu decken. Dieses Vorgehen hat 

den Vorteil, dass bedarfsgerechte und indi-
viduelle Lösungen möglich sind und bei 
Änderung des Bedarfs auch angepasst wer-
den können. Bei Risikoversicherung können 
grosse Prämienunterschiede beobachtet 
werden. Erfahrungsgemäss bringt ein Ver-
bandsangebot vorteilhafte Prämien.

Erwerbsausfall, was dann?
Bei der individuellen Bestimmung des Vor-
sorgebedarfs ist in erster Linie auf die fami-
liären Voraussetzungen abzustellen. Dabei 
gilt es zu berücksichtigen, dass aus-ser dem 
unfallbedingten Wegfall des Einkommens 
auch der Ausfall wegen Krankheit zu be-
achten ist, da besonders im jüngeren Alter 
die langfristige Absicherung vernachlässig 
wird. Heute werden überwiegend Ein-
schränkungen der Arbeits- und Erwerbstä-
tigkeit aus psychischen Gründen beobach-
tet. Der Schweizerische Kaderverband, der 
1988 gegründet wurde und über 11 000 
Mitglieder umfasst, ist deshalb der Ansicht, 

dass die Abdeckung der Erwerbsunfähig-
keit für die Familie von grösster Bedeutung 
ist.  Belastungen durch das Eigenheim, die 
Ausbildung der Kinder und die Sicherung 
eines gewissen Lebensstandards können 
durchaus eine höhere Absicherung gegen 
den Erwerbsausfall bedingen. Das Gleiche 
gilt auch für einen Todesfall. 

Lücken der betrieblichen Vorsorge
Neben den familiären Gründen können 
auch Bedürfnisse zur Absicherung der Firma 
eine bedeutende Rolle spielen. Dabei ist von 
Bedeutung, dass der Schweizerischer Ka-
derverband eine Summenversicherung an-
bietet, welche von möglichen Lohnschwan-
kungen unabhängig ist. Zu berücksichtigen 
ist dabei, dass die betriebliche Vorsorge, 
auch unter Einschluss von Kaderplänen, im 
Einzelfall grössere Lücken aufweisen kann.

3b flexibel gestalten
Mit der Anerkennung als Verbandslösung 
für die Vorsorge nach BVG ist der Schwei-
zerische Kaderverband führend in der Vor-
sorge der Selbständigerwerbenden ohne 
Mitarbeiter. Die Bedingungen der Ver-
bandsvorsorge werden durch speziell ab-
gestimmte Vorsorgepläne auch in Berück-
sichtigung steuerlicher Voraussetzungen 
erarbeitet. Die Basispläne decken 3 Grund-
varianten BVG-konformer Lösungen ab:

–  Minimalvariante gem. BVG
–  Mittlere, übliche BVG-Variante mit
    Koordinationsabzug
–  Volldeckung unter Verzicht auf den  

        Koordinationsabzug

Bezüglich der Möglichkeiten des Einsatzes 
von 3a empfiehlt der Schweizerische Kader-
verband diese für den Sparteil bei einer Bank 
auszunützen und allfällige Risikoteile in der 
Vorsorge nach 3b flexibel zu gestalten. 

 *Der Autor ist VR-Präsident und Geschäftsführer 

des Schweizerischen Kaderverbandes 

AXA Leben und Swiss Life verwalten 13.8 Mrd CHF; dies entspricht knapp 65% Marktanteil bei Kollektiv- 

Versicherungen Leben. Die Bedeutung der Säule 3b ist im Vergleich zum BVG-Volumen gering. Quelle: Finma

Marktanteil Kollektiv-Versicherung Leben 2011 (in 1000 CHF)
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rückschau

Facta-Abkommen

Obamas Einfluss 

Salon PPS

Treffpunkt 2. Säule 

Nationalrat

Mehr Transparenz

Der Bundesrat hat die Botschaft zum Ab-
kommen zwischen der Schweiz und den 
USA zum US-Steuergesetz Fatca ans Parla-
ment überwiesen. Für eine zeitgerechte 
Umsetzung des Abkommens durch die 
Schweizer Versicherer per Ende Dezember 
2013 ist es entscheidend, dass das Parla-
ment dieses raschmöglichst genehmigt. Nur 
mit der Inkraftsetzung des Abkommens 
wird sichergestellt, dass Einrichtungen der 
beruflichen Vorsorge und der Säule 3a von 
Fatca ausgenommen sind und Versicherte 
im Schweizer Sozialversicherungssystem 
nicht identifiziert werden müssen.

Das Abkommen wurde für Schweizer Ver-
hältnisse ausgehandelt. Ohne ein Abkom-
men – und ohne Registrierung bei den 
US-Steuerbehörden – sind die Versiche-
rungsgesellschaften nicht Fatca-konform. 
Die Folge wäre, dass bei betroffenen 
Schweizer Finanzinstituten ab 1. Januar 
2014 eine Quellensteuer von 30% auf US-
Anlagen zurückbehalten und nicht parti-
zipierende Finanzinstitute weltweit vom 
Finanzmarkt abgeschnitten würden.

Die Schweizer Assekuranz ist überzeugt: Das 
Abkommen bietet sowohl die notwendige 
Rechtssicherheit als auch Klarheit bezüglich 
der Ausnahmen im Versicherungssektor. 
Wird das Abkommen nicht in Kraft gesetzt, 
sind die Schweizer Finanzinstitute sowie Ver-
sicherer schutzlos dem amerikanischen Ge-
setzgeber und dem amerikanischen Fiskus 
ausgeliefert. Massive Nachteile für den 
Schweizer Finanzplatz wären die Folge.  sk

Alt-Bundesrat Pascal Couchepin geniesst 
zwar den Ruhestand; das heisst aber nicht, 
dass der Walliser ruhiger geworden wäre. 
Wenn sich Couchepin zu Themen äussert, 
tut er dies gewohnt magistral und ohne 
Scheu, seine Meinung provokant zu äus-
sern – auch wenn Streit vorprogrammiert 
ist. So gingen auch am Salon PPS die Wo-
gen hoch, als der Gewerkschafter Aldo 
Ferrari, Unia-Vertreter und Mitglied der 
OAK, Couchepins Forderung nach Leis-
tungssenkungen scharf kritisierte. Ferrari 
warnte davor, in Schwarzmalerei zu verfal-
len, was ihm wiederum den Vorwurf ein-
trug, die Notlage der aktuellen Situation 
zu verkennen.

Unverständnis erntete auch Avenir-Suisse-
Autor Jêrome Cosandey. Seine Forderung, 
Versicherte sollten bei der Wahl der Pensi-
onskasse mehr Wahlfreiheit erhalten, ern-
tete heftige Kritik. So konterte das West-
schweizer Pensionskassenschwergewicht 
Florian Magnollay, dass sich dies kaum mit 
einer solidarischen Sozialversicherung ver-
einbaren liesse und die wenigsten der Ver-
sicherten in der Lage wären, die Anla-
geentscheide für ihr Altersguthaben selber 
zu entscheiden.

Um eine Senkung der Leistungsparameter, 
dies stellte Colette Nova in ihrem «Mise à 
Jour»-Referat klar, kommt man in der 2. 
Säule kaum herum. In der Vorlage «Alters-
vorsorge 2020» gehe es aber darum, diese 
Senkung durch flankierende Massnahmen 
so zu kompensieren, dass das Leistungsni-
veau dasselbe bleibt.  pet

Die heutige Praxis, die finanzielle Lage der 
Pensionskassen aufgrund des Deckungsgra-
des zu vergleichen, reicht nicht aus. Der 
Deckungsgrad allein ist wenig aussagekräf-
tig und somit ist nicht früh genug erkenn-
bar, wann sich eine Pensionskasse in Schief-
lage befindet. Nationalrat Albert Vitali hat 
den Bundesrat deshalb aufgefordert zu 
prüfen, wie die Vergleichbarkeit der finan-
ziellen Lage von Vorsorgeeinrichtungen 
verbessert werden kann. Er schlägt vor, dass 
Pensionskassen neben dem Deckungsgrad, 
eine weitere Kennzahl publizieren sollten, 
welche über die verschiedenen Vorsorge-
einrichtungen hinweg vergleichbar wäre. In 
dieser Kennzahl enthalten sein, müssten das 

Verhältnis von Aktiven und Rentnern inner-
halb einer PK (und die demografische Ent-
wicklung), der Mindestumwandlungssatz 
und der BVG-Anteil an der Gesamtvorsor-
ge. Diese Kennzahl sollte als einfacher Indi-
kator für möglichst viele Versicherte aussa-
gekräftig sein. Es muss sich dabei nicht 
zwingend um eine Zahl handeln, vorstellbar 
wäre auch ein Ampelsystem.

Peter Schilliger (Bild) beauftrat den Bun-
desrat, Massnahmen zu treffen, damit die 
einzelnen BVG-Versicherten über die Um-
verteilung innerhalb einer Vorsorgeein-
richtung im obligatorischen Bereich infor-
miert werden. Wird den Jungen bewusst,  
dass ihr Vorsorgekapital angezapft wird, 
so ist der FDP-Politiker überzeugt, werden 
sie sich wehren. Die Stimme der Jungen 
könnte der Reform der Sozialwerke wert-
volle Impulse verleihen.  pet

Das Gesetz zum Facta-Abkommen ist 
für den Schweizer Finanzplatz zwin-
gend. Wird das US-Steuergesetz Fatca 
Ende 2013 im National- und Ständerat 
nicht angenommen, ist der Schweizer 
Finanzplatz massiv benachteiligt. 

Rund 1000 Akteure der beruflichen 
Vorsorge trafen sich am 18. und 19. 
April am Salon PPS in Lausanne. Als 
Highlight der Veranstaltung entpupp-
te sich die Diskussionsrunde mit alt-
Bundesrat Pascal Couchepin.   

Die Versicherten müssen umfassender 
und verständlicher informiert werden. 
Gleich zwei im Nationalrat eingereich-
te Motionen fordern den Bundesrat 
auf, im Bereich BVG im Sinne der Bei-
tragszahler mehr Klarheit zu schaffen:    

Bild: Keystone

Bild: Keystone

Bild: VPS
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Jahresbericht

GV Kammer der PK-Experten

Schutz vor Freiheit
Stopp dem Kapitalbezug; Stopp der freien Pensionkas-
senwahl. Die Haltung der Schweizerischen Kammer der 
PK-Experten ist grundsätzlich liberal. Jedoch nicht um 
jeden Preis. Ihr Präsident Stephan Wyss* erklärt warum.

Die Arbeit der Schweizerischen Kammer 
der Pensionskassen-Experten (SKPE) war 
stets dadurch geprägt, dass sie eine grosse 
Skepsis gegenüber dem überrollenden 
Regulierungs-Tsunami gezeigt hat. Die Hal-
tung der Kammer-Mitglieder ist von Libe-
ralismus geprägt und hat auch im strengen 
Regulierungsumfeld Erfolge verbucht. Bei-
spielsweise konnte sie abwenden, dass die 
Experten für berufliche Vorsorge alle 5 
Jahre neu zugelassen werden müssen.

Der Liberalismus hat aber auch seine Gren-
zen. Bei der Frage, ob das obligatorische 
Altersguthaben vollständig in Kapitalform 
bezogen werden kann, vertritt der Vorstand 
die Ansicht, dass eine minimale Vorsorge 
nur in Rentenform gewährleistet werden 
kann. Die grösstmögliche Freiheit ist eben 
nicht immer mit liberal gleichzusetzen. Im 
Anschluss an einen Kapitalbezug können 
nämlich die gleichen Personen später Ergän-
zungs- oder gar Sozialleistungen beziehen 
und so dem Steuerzahler zur Last fallen.

Klarer Ausblick in 2013
Auch 2013 bleibt die SKPE bei ihrer ableh-
nenden Haltung zur nachschüssigen Fest-
legung des Mindestzinssatzes und der 
Unterstützung bei der Änderung des Frei-

zügigkeitsgesetzes hinsichtlich der wähl-
baren Anlagestrategien. Soll das Verfas-
sungsziel erreicht werden, müssen aus der 
2. Säule genügende Leistungen resultie-
ren. Besser wäre, wenn entweder die Bei-
träge oder die Versicherungsdauer erhöht 
würden. Doch wenn dies nicht getan wird, 
dann ist es konsequent, dass sowohl Min-
destzins als auch Mindestumwandlungs-
satz vom Bundesrat (nicht vom Parlament) 
festgelegt werden. Nach wie vor steht die 
SKPE der freien Pensionskassenwahl skep-
tisch gegenüber.

Im Rückblick verzeichnet die SKPE mehre-
re Erfolge: In den Statuten wurden zwei 
verschiedene Mitgliederkategorien ge-
schaffen. Experten, welche die gesetzliche 
Tätigkeit als Experte für berufliche Vorsor-
ge nach Art. 52e BVG ausführen und von 
der Oberaufsichtskommision (OAK) zuge-
lassen sind, dürfen den Titel «Pensionskas-
sen-Experte SKPE» führen. Alle andern, 
welche die gesetzliche Expertentätigkeit 
nicht ausführen, dürfen den Zusatz nicht 
verwenden. Beide Kategorien aber müs-
sen die Weiterbildungspflicht erfüllen. 
Diese Unterscheidung war nötig, damit 
keine Mitglieder aus der SKPE ausge-
schlossen werden müssen.

Ausgerufene Unabhängigkeit
Neben neuen Standesregeln, die sich an 
denjenigen der Schweizerischen Aktuar-
vereinigung orientieren, wurde eine neue 
Unabhängigkeitsrichtlinie verabschiedet. 
Diese wurde aufgrund des neuen Art. 40 
BVV 2 notwendig. Die Unabhängigkeit des 
Experten ist eine wichtige Voraussetzung 
für seine Arbeiten, muss aber mit Augen-
mass bewertet werden. Soll es etwa so 
weit gehen, dass jede Vorsorgeeinrichtung 
einen prüfenden Aktuar und einen bera-
tenden Experten haben muss? Falls eine 
Überprüfung des prüfenden und beraten-
den Experten angezeigt ist, wäre es ziel-
führender, wenn diese Aufgabe von der 
Revisionsstelle übernommen würde. Oder 

ist die gleichzeitige Expertentätigkeit und 
Verwaltung sowie Buchhaltung wirklich 
ein Hindernis für ein objektives und unab-
hängiges Prüfurteil des Experten? 

Ein weiterer Meilenstein war die Verab-
schiedung der Fachrichtlinie Nummer 6 
(FRP 6), welche die Pflichten und Aufgaben 
des Experten für berufliche Vorsorge bei 
Vorliegen einer Unterdeckung einer Vorsor-
geeinrichtung regelt. Die OAK behält sich 
in ihrer Zulassungsweisung vor, die Fach-
standards als allgemeinverbindlich zu erklä-
ren. Noch hat die OAK dies nicht getan, 
aber die SKPE bleibt hier dran. Die Weiter-
bildungsrichtlinien hat die OAK bereits ak-
zeptiert und als allgemeinverbindlich er-
klärt. Die SKPE hat nun die Aufgabe von 
der OAK delegiert erhalten, die Credit 
Points von Nicht-Mitgliedern der SKPE zu 
führen und deren Nachweis für die Weiter-
bildung der OAK melden. Die SKPE will den 
Regulierungs-Tsunami zwar nicht verstär-
ken. Allderdings will sie auch nicht, dass 
andere (Staats-)Stellen die Themenführer-
schaft übernehmen. Es wird ein Spagat 
bleiben zwischen Eigenverantwortung und 
einer einheitlichen Mindestqualität. 

*Der Autor ist Präsident der Schweizerischen 

Kammer der Pensionskassen-Experten

«Die Unabhängigkeit des 
Experten ist eine wichtige Voraus-

setzung für seine Arbeit» 

Stephan Wyss, Präsident SKPE

Schweizerische Pensionkassen-
Experten im Wachstum

Die Kammer ist die Standesorganisa-
tion der unabhängigen Pensionskas-
sen-Experten in der Schweiz und be-
steht seit 1970. Sie umfasst zur Zeit 
ca. 184 Mitglieder. Allein seit der 
letzten Generalversammlung wur-
den weitere 15 Mitglieder aufge-
nommen. Die Mitglieder beraten die 
schweizerischen Personalvorsorge-
einrichtungen in mathematischen, 
juristischen, administrativen und an-
lagetechnischen Belangen. Die  
fachliche Kompetenz ist auch bei der 
Weiterentwicklung der Sozialversi-
cherungen gefragt.
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STANDPUNKT 

Systematische  
Leistungsmessung

Empirische Studien belegen, dass 80-90% 
der Rendite eines Portfolios eine Folge der 
gewählten Anlagestrategie sind. Dies un-
terstreicht die Bedeutung eines sorgfälti-
gen Strategieprozesses. Ob die gewählte 
Anlagestrategie erfolgreich ist, hängt ne-
ben vielen anderen Punkten auch von der 
effizienten Umsetzung ab. Deren Resultat 
gilt es mit einer systematischen Leistungs-
messung zu beurteilen. 

Der dazu häufig verwendete Pictet BVG 
25 Index gibt jedoch nur dann vernünftige 
Hinweise zur Qualität der Umsetzung, 
wenn die Strategie des Portfolios und jene 
des Pictet BVG 25 Indexes vergleichbar 
sind. In der Praxis werden neben Aktien 
und Obligationen jedoch häufig zusätzli-
che Anlageklassen, unterschiedliche Quo-
ten und spezifische Anlagerestriktionen 
verwendet. Für die meisten Portfolios 
macht daher ein individualisiertes Bench-
marking auf Stufe Anlageklasse und die 
Bildung eines eigenen Strategieportfolios 
Sinn.

Die Notwendigkeit der Leistungsmessung 
auf Stufe Anlageklasse verdeutlicht ein 
Performancevergleich von Anlagefonds in 
der Klasse Aktien Schweiz. In den Jahren 
2010 bis 2012 konnte mit dem Swiss Per-
formance Index (SPI) eine jährliche Rendite 
von 3.6% erzielt werden. Mit dem erfolg-
reichsten Fonds wurden in der gleichen 
Periode jährlich über 7% erzielt, mit dem 
schlechtesten verloren die Anleger 1% pro 
Jahr. Findet kein spezifisches Benchmar-
king statt, können solche Defizite in der 
Gesamtbetrachtung untergehen.

Benchmarking ist kein starres Konzept. Ein 
verändertes Marktumfeld kann die Anpas-
sung eines gewählten Benchmarks erfor-
derlich machen. War es beispielsweise 
noch vor Jahren üblich, ein Obligationen-
portfolio mit einem Staatsanleihen-Index 
zu vergleichen, ist heute eine Messlatte 
bestehend aus Unternehmens- und Staats-
anleihen oft zielführender. Analog zu den 
strategischen Quoten sollten auch Bench-
marks definiert und periodisch überprüft 
werden. Nur mit einem fairen Benchmar-
king können Leistungsdefizite identifiziert 
und korrigiert werden.  

Strässle & Partner Vermögens-Engineering AG
www.straesslepartner.ch

Anlage Aktuell

Rahmengesetz Sozialhilfe

Der Nationalrat hat im Herbst 2012  
die Motion für ein Koordinations- und 
Rahmengesetz Sozialhilfe mit klarer 
Mehrheit angenommen. Die Kommis-
sion des Ständerats hat die Vorlage 
nun knapp abgelehnt. Voraussichtlich 
in der Sommersession wird der  
Ständerat darüber debattieren. Der  
Bundesrat möchte die Motion in ei-
nen Prüfauftrag umwandeln, dies  
insbesondere um die Voraussetzung 
einer Verfassungsgrundlage zu prü-
fen. Die Schweizerische Konferenz für 
Sozialhilf (SKOS) setzt sich zusammen 
mit der Städteinitiative Sozialpolitik 
und dem Schweizerischen Arbeitge-
berverband für die Vorlage ein.

Grosse komunale Unterschiede
Die Sozialhilfe liegt in kantonaler  
Kompetenz. Etliche Kantone delegie-
ren den Vollzug teilweise oder ganz 
an die Gemeinden. Dabei unterschei-
det sich die Praxis in mancher Hinsicht  
erheblich - sowohl in Bezug auf die 
Höhe der Unterstützungsleistungen 
und die Ausgestaltung von weiter- 
führenden Integrationshilfen als auch 
in Verfahrensfragen, Organisation  
und Finanzierung.

Die Schweiz kennt kein einheitliches 
Existenzminimum. Aus diesem Grund 
nimmt die SKOS bis heute eine koordi-
nierende Funktion wahr und setzt sich 
ein für die Ausgestaltung und Verein-
heitlichung der Sozialhilfe. In der SKOS 
vertreten sind alle Kantone, viele Ge-
meinden, Städte, Bundesämter und pri-
vate Organisationen im Sozialwesen. So 
ist garantiert, dass die Sozialhilfe und 
die Richtlinien zur Bemessung der Leis-
tungen breit abgestützt sind.

Die SKOS fordert seit ihrer Gründung 
im Jahr 1905 ein Rahmengesetz auf 

Bundesebene. Die Sozialhilfe ist zu ei-
nem zentralen Pfeiler im sozialen Si-
cherungssystem in der Schweiz ge-
worden und entwickelt sich 
zunehmend zu einem komplementä-
ren Leistungsbereich, um die Lücken 
zu schliessen, die beispielsweise bei 
den Sozialversicherungen anfallen.

Sozialhilfe sichert den Existenzbedarf, 
wenn Menschen in eine Notlage  
geraten und wenn eigene Mittel oder  
solche Dritter ausgeschöpft sind. Ein 
Rahmengesetz soll vorab vergleichba-
re Standards schaffen und Aussagen 
machen zu Zielen und Grundsätzen 
sowie zu Verfahrensfragen und Orga-
nisation der Sozialhilfe. Die Sozialhilfe 
hat nebst der materiellen Grundsiche-
rung einen breiten gesellschaftlichen 
Integrationsauftrag, der stetig an  
Bedeutung zunimmt – analog der Ar-
beitslosen- und Invalidenversicherung. 
Um grösstmögliche Wirksamkeit zu 
erlangen, braucht es entsprechende 
allgemeingültige Kriterien.

Koordinationsmechanismen  
erleichtern die Abwicklung
Für die Abstimmung der unterschiedli-
chen Leistungssysteme müssen die 
verschiedenen Sozialwerke immer 
mehr zusammenarbeiten. Dazu sind 
nationale Regelungen und Koordinati-
onsmechanismen unabdingbar. Die 
Interinstitutionelle Zusammenarbeit 
(IIZ) erfordert eine gesetzliche Grund-
lage, um die Zusammenarbeitsformen 
verbindlich festzulegen. Darüber hin-
aus sind Bestrebungen nötig, um die 
Harmonisierung auch mit weiteren 
bedarfsabhängigen Leistungen zu  
gewährleisten, wie beispielsweise mit 
der Alimentenbevorschussung.

Verbindliche  
Existenzsicherung gefordert
Mit dem angestrebten Bundesgesetz 
Sozialhilfe soll das heutige System der 
kantonalen und kommunalen Zustän-
digkeiten grundsätzlich belassen wer-
den. Es ist aber ein nationaler Rahmen 
erforderlich, der eine minimale Koor-
dination zwischen den verschiedenen 
Leistungsbereichen sowie die Harmo-
nisierung der Standards gewährleistet 
und die Existenzsicherung auf eine 
verbindliche Grundlage stellt. 

STANDPUNKT 

Dorothee Guggisberg
Geschäftsführerin Schweizersche Konferenz 

für Sozialhilfe

Systematische  
Leistungsmessung

Empirische Studien belegen, dass 80-90% 
der Rendite eines Portfolios eine Folge der 
gewählten Anlagestrategie sind. Dies un-
terstreicht die Bedeutung eines sorgfälti-
gen Strategieprozesses. Ob die gewählte 
Anlagestrategie erfolgreich ist, hängt ne-
ben vielen anderen Punkten auch von der 
effizienten Umsetzung ab. Deren Resultat 
gilt es mit einer systematischen Leistungs-
messung zu beurteilen. 

Der dazu häufig verwendete Pictet BVG 
25 Index gibt jedoch nur dann vernünftige 
Hinweise zur Qualität der Umsetzung, 
wenn die Strategie des Portfolios und jene 
des Pictet BVG 25 Indexes vergleichbar 
sind. In der Praxis werden neben Aktien 
und Obligationen jedoch häufig zusätzli-
che Anlageklassen, unterschiedliche Quo-
ten und spezifische Anlagerestriktionen 
verwendet. Für die meisten Portfolios 
macht daher ein individualisiertes Bench-
marking auf Stufe Anlageklasse und die 
Bildung eines eigenen Strategieportfolios 
Sinn.

Die Notwendigkeit der Leistungsmessung 
auf Stufe Anlageklasse verdeutlicht ein 
Performancevergleich von Anlagefonds in 
der Klasse Aktien Schweiz. In den Jahren 
2010 bis 2012 konnte mit dem Swiss Per-
formance Index (SPI) eine jährliche Rendite 
von 3.6% erzielt werden. Mit dem erfolg-
reichsten Fonds wurden in der gleichen 
Periode jährlich über 7% erzielt, mit dem 
schlechtesten verloren die Anleger 1% pro 
Jahr. Findet kein spezifisches Benchmar-
king statt, können solche Defizite in der 
Gesamtbetrachtung untergehen.

Benchmarking ist kein starres Konzept. Ein 
verändertes Marktumfeld kann die Anpas-
sung eines gewählten Benchmarks erfor-
derlich machen. War es beispielsweise 
noch vor Jahren üblich, ein Obligationen-
portfolio mit einem Staatsanleihen-Index 
zu vergleichen, ist heute eine Messlatte 
bestehend aus Unternehmens- und Staats-
anleihen oft zielführender. Analog zu den 
strategischen Quoten sollten auch Bench-
marks definiert und periodisch überprüft 
werden. Nur mit einem fairen Benchmar-
king können Leistungsdefizite identifiziert 
und korrigiert werden.  

Strässle & Partner Vermögens-Engineering AG
www.straesslepartner.ch
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Swisscanto Pensionskassen-Monitor 

Gesundung der Finanzierungssituation		   
dank positiver Marktentwicklung 

Der Swisscanto Pensionskassen-Monitor 
zeigt für das erste Quartal 2013 eine 
deutliche Verbesserung der Finanzie-
rungssituation bei den erfassten Vorsor-
geeinrichtungen. Mit einem geschätzten 
vermögensgewichteten Deckungsgrad 
von 110,1% stiegen die Wertschwan-
kungsreserven der privatrechtlichen  
Pensionskassen deutlich gegenüber dem 
Vorquartal. Ein ähnliches Bild zeigt sich 
bei den öffentlich-rechtlichen Kassen mit 
Vollkapitalisierung wo der Deckungsgrad 
nun 101,4% beträgt.

Erfeuliche Deckungsgradsituationen
Per 31. März befinden sich insgesamt 
43% der öffentlich-rechtlichen Kassen 
mit Vollkapitalisierung und 5% der pri-
vatrechtlichen Kassen in Unterdeckung. 
Die Deckungsgrade der Vorsorgeeinrich-
tungen erholten sich im ersten Quartal 
deutlich und sind nun etwa auf dem Ni-
veau kurz vor der Finanzkrise. Bei den 
privatrechtlichen Pensionskassen stieg 
der geschätzte vermögensgewichtete 
Deckungsgrad im ersten Quartal deutlich 
um 3,3 Prozentpunkte auf 110,1%, bei 
den öffentlich-rechtlichen Pensionskas-
sen mit Vollkapitalisierung um 2,9 Pro-
zentpunkte auf 101,4%. Allerdings bleibt 
die Risikofähigkeit der meisten Kassen 
weiterhin eingeschränkt, da die notwen-
digen Schwankungsreserven noch nicht 
wieder aufgebaut werden konnten.
Bei den öffentlichen-rechtlichen Kassen 

mit Teilkapitalisierung entwickelte sich 
die vermögensgewichtete Deckung im 
ersten Quartal von 74,2% auf 77,2%. 

Die Verteilung der Vorsorgeeinrichtun-
gen nach Deckungsgrad-Bandbreiten per 
31. März 2013 zeigt gegenüber den 
Durchschnittszahlen aufschlussreiche De-
tails: Der Anteil der privatrechtlichen 
Vorsorgeeinrichtungen in Unterdeckung 
hat sich mit 5,1% per Ende März 2013 
weiter reduziert. 12,1% der öffentlich-
rechtlichen Kassen mit Vollkapitalisierung 
weisen einen Deckungsgrad von unter 
90% auf, 3,0% sogar weniger als 80%.
«Über dem Strich» – mit einer Deckung 
von 100% und mehr – finden wir 94,9% 
der privatrechtlichen Kassen und 57,6% 
der öffentlich-rechtlichen mit Vollkapita-
lisierung. Jenseits der Limite von 110%, 
welche beim Aufbau von Schwankungs-
reserven einem erfreulichen Stand ent-
spricht, wurde ein Anteil von 54,8% der 
privaten und 15,2% der öffentlichen 
Kassen mit Vollkapitalisierung errechnet. 

4,2% Rendite im ersten Quartal
Die erfassten Vorsorgeeinrichtungen er-
zielten im ersten Quartal 2013 eine Ren-
dite von 4,2%. Die nach der Struktur des 
Vermögens (Asset Allocation) errechnete 
Performance ergibt für die erfassten Kas-
sen im Zeitraum 1. Januar 2012 bis 31. 
März 2013 eine Rendite von 11,2% (ver-
mögensgewichtet).  sk

Prämienrückerstattung 

Kompromissvorschlag
Die Konferenz der kantonalen Gesund-
heitsdirektoren und -direktorinnen (GDK) 
bietet bei den zuviel bezahlten Prämien 
Hand zu einem Kompromiss. Da ihr ein-
stimmiger Lösungsvorschlag vom Septem-
ber in der Sozial- und Gesundheitskom-
mission des Ständerats keine Gnade fand, 
nimmt die Konferenz einen neuen Anlauf. 
Im Kompromissvorschlag beharrt sie dar-
auf, dass die umzuverteilende Summe 800 
Mio CHF betragen soll. Damit würden die 
zuviel oder zuwenig bezahlten Prämien 
nur zur Hälfte ausgeglichen.

Die Rückerstattung zuviel bezahlter Prämi-
en soll rasch, wenn möglich in einem Jahr 
erfolgen. Ein Drittel der 800 Mio sollen die 
Versicherten in den Kantonen mit zuwenig 
bezahlten Prämien entrichten. Geschehen 
soll dies durch den Verzicht auf die CO2-
Rückerstattung. Zeitrahmen für die Be-
rechnung bilden die zwölf Jahre vor dem 
Inkrafttreten des künftigen Aufsichtsge-
setzes. Dieses steckt in der parlamentari-
schen Beratung. Die restlichen zwei Drittel 
sollen Bund und Versicherer je hälftig tra-
gen. Die Versicherer sollen dabei mög-
lichst in die Reserven greifen.  sk
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Erzielte Renditen der Vorsorgeeinrichtungen in Prozent seit 01.01.2012

Die Mehrheit der Vorsorgeeinrichtungen (x-Achse) haben seit 2012 Renditen (y-Achse) von über 10% erreicht. 

Das hervorragende Anlagejahr 2012 setzt sich auch dieses Jahr fort. Allein im ersten Quartal 2013 betrug die 

Rendite 4,2 Prozent im Durchschnitt. Es gibt aber auch Performance-schwache Kassen. Quelle: Swisscanto 



Anlage und Vorsorge.

Individuell anlegen macht glücklich. 

Die Swisscanto Anlagestiftungen bieten Ihrer Vorsorgeeinrichtung aus einer breiten Produkt-

palette eine individuelle Anlagelösung. Damit profitieren Sie von unserer ausgewiesenen 

Anlagekompetenz und weiteren Vorteilen einer der führenden Anlagestiftung mit Ver-

ankerung im Schweizer Markt. 

Gemeinsam gestalten und wachsen mit den Swisscanto Anlagestiftungen. 

Informieren Sie sich unter www.anlagestiftung.ch  

oder beim Kundenberater Ihrer Bank.
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